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I. Amtlicher Teil

Jugend

Rundschreiben 9/20

Vom 11. Mai 2020
Gz.: 26.5-76310

Legale und illegale Suchtmittel, Glücksspielsucht und pro-
blematische Nutzung digitaler Medien

1 Grundsätze

Suchtprävention ist ein wichtiger Teilbereich schulischer Ge-
sundheitsförderung

Sie verfolgt das Ziel, die Schule als Lebensraum zu gestalten, in 
dem das gemeinsame Lernen und Arbeiten ohne den Gebrauch 
von Suchtmitteln wichtige Voraussetzung ist und Konflikte von 
allen Beteiligten sensibel wahrgenommen und konstruktiv be-
wältigt werden. Basis ist die Stärkung der personalen Ressour-
cen der Kinder und Jugendlichen, welche die Förderung von 
Selbstwirksamkeit und die Entwicklung von Lebenskompetenz 
als Grundlagen für einen verantwortungsvollen Umgang mit 
Suchtrisiken in den Mittelpunkt stellt1. 

Suchtprävention bezieht sich auf alle Unterrichtsfächer und soll 
bewirken, nicht konsumierende Schülerinnen und Schüler zu 
stärken sowie - bezogen auf legale Suchtmittel - risikokonsu-
mierende Schülerinnen und Schüler frühzeitig zu erkennen und 
im Rahmen des schulischen Auftrags zur Konsumreduzierung 
oder -aufgabe zu motivieren. In Anlehnung an das Jugend-
schutzgesetz steht die Schule vor der Aufgabe der Förderung 
eines reflektierten Umgangs der Jugendlichen mit berauschen-
den Substanzen (siehe: Probierverhalten ab einem bestimmten 
Alter). Auch in Bezug auf Glücksspielangebote und digitale 
Medien ist eine zielgruppen- und altersgemäße Sensibilisierung 
erforderlich.

Die Wirksamkeit und der Erfolg schulischer Suchtprävention 
sind insbesondere an folgende Erkenntnisse und Standards ge-
knüpft2:

- frühzeitiger Beginn (auch in der Grundschule, vor dem 
Erstkonsum)

- möglichst langfristige, dauerhafte und vernetzte Angebote 
mit externen Kooperationspartnern

- Kombination verhaltensbezogener Prävention mit Maßnah-
men der Verhältnisprävention 

 (Verhaltenspräventive Maßnahmen
- zielen auf die Förderung gesundheitsgerechter Verhal-

tensweisen,
- richten sich vorwiegend an Personen,

1 vgl. salutogenetischer Ansatz nach Aaron Antonovsky
2 vgl. Bühler/Kröger: Expertise zur Prävention des Suchtmittelmissbrauchs, 

BZgA, Köln 2013

- zielen auf die Gestaltung gesundheitsförderlicher Struk-
turen wie z. B. das Rauchverbot in Schulen.)

- Wissensvermittlung und affektive Erziehung (u. a. Stär-
kung des Selbstwertgefühls, Klärung der eigenen Werte, 
Identifikation und Benennung eigener Empfindungen) 
kombiniert und mittels interaktiver Methoden durchführen 
(Methoden, die den Austausch und das Modelllernen zwi-
schen den Schülerinnen und Schülern fördern)

• aktive Einbeziehung der Schülerinnen und Schüler sowie 
Personen in deren unmittelbaren Lebensumfeld

• Förderung allgemeiner, suchtmittelunspezifischer Hand-
lungskompetenzen (u. a. Erlebnis,- Beziehungs- und  
Konfliktfähigkeit, Kommunikationsfähigkeit, Stressmana- 
gement)

• Maßnahmen zur Verbesserung der Peerbeziehung und der 
Interaktion innerhalb der Schulklasse.

2 Rechtliche Bestimmungen

Illegale Drogen sind Betäubungsmittel gemäß den Vorschriften 
zum Gesetz über den Verkehr mit Betäubungsmitteln (Betäu-
bungsmittelgesetz - BtMG). Der Umgang mit illegalen Dro-
gen, die Betäubungsmittel (gemäß den in den Anlagen 1 bis 3  
BtMG genannten Stoffen) sind, ist grundsätzlich strafbar. Als 
besonders schwerwiegend legt § 29 Absatz 3 BtMG Fälle des 
gewerbsmäßigen Handels oder bestimmte, die Gesundheit meh- 
rerer Menschen gefährdende Handlungen fest.

Das 2016 in Kraft getretene Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetz 
(NpSG) regelt darüber hinaus den Umgang mit den u. a. als 
„Legal Highs, Badesalze oder auch Kräutermischungen“ be-
kannt gewordenen neuen psychoaktiven Substanzen.

Hinsichtlich sog. legaler Drogen (z. B. Alkohol, Nikotin) und 
anderer Rauschmittel gelten neben dem Jugendschutzgesetz 
(JuSchG) und dem Brandenburgischen Nichtrauchenden-
schutzgesetz (BbgNiRSchG) das Brandenburgische Schulge-
setz (BbgSchulG) sowie die Bestimmungen der Verwaltungs-
vorschriften über die Organisation der Schulen in inneren und 
äußeren Schulangelegenheiten - VV-Schulbetrieb - zur Gesund-
heitserziehung in der Schule.

In Bezug auf Glücksspiele (z. B. in Spielhallen, Spielbanken, 
Gastronomie und im Internet) haben das Jugendschutzgesetz  
(JuSchG), das Brandenburgische Spielhallengesetz, der Glücks-
spielstaatsvertrag bzw. Glücksspieländerungsstaatsvertrag, das 
Gesetz zur Neuregelung des Glücksspiels im Land Branden-
burg und die Gewerbeordnung Gültigkeit.

Werden Lehrkräften an öffentlichen und an staatlich an-
erkannten privaten Schulen in Ausübung ihrer beruflichen 
Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des 
Wohls einer Schülerin oder eines Schülers bekannt, so sollen 
sie gemäß § 4 des Gesetzes zur Stärkung eines aktiven Schut-
zes von Kindern und Jugendlichen (Bundeskinderschutzge-
setz - BKiSchG) mit dem Kind oder Jugendlichen und den 
Personensorgeberechtigten die Situation erörtern. Soweit er-
forderlich sollen sie bei den Personensorgeberechtigten auf 
die Inanspruchnahme von Hilfen einwirken, soweit hierdurch 
der wirksame Schutz der Schülerin oder des Schülers nicht in 
Frage gestellt wird.
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Gemäß § 8b SGB VIII haben Personen, die beruflich in Kontakt 
mit Kindern und Jugendlichen stehen, bei der Einschätzung ei-
ner Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem örtli-
chen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine 
insoweit erfahrene Fachkraft.

2.1 Rauchen in der Öffentlichkeit/Tabakwaren

Trotz der bekannten Gesundheitsgefahr durch das Rauchen ex-
perimentieren nicht nur Jugendliche, sondern bereits auch Kin-
der mit Tabakwaren. Die Wahrscheinlichkeit eines gesundheit-
lichen Schadens ist umso größer, je früher geraucht wird. Daher 
bestimmt § 10 JuSchG, dass Kindern und noch nicht Volljäh-
rigen das Rauchen in der Öffentlichkeit nicht gestattet werden 
darf und die Abgabe von Tabakwaren an sie verboten ist.

Seit dem 1. Januar 2009 dürfen Automaten mit Tabakwaren 
nur noch öffentlich aufgestellt bleiben, wenn durch den Ort der 
Aufstellung, durch technische Vorrichtungen oder durch stän-
dige Aufsicht sichergestellt ist, dass Kinder und Jugendliche 
unter 18 Jahren Tabakwaren nicht entnehmen können.

Gemäß § 4 Absatz 3 BbgSchulG ist das Rauchen in der Schule 
und auf dem Schulgelände sowie bei schulischen Veranstaltun-
gen außerhalb der Schule und während des Schulbetriebs ver-
boten. Ebenso ist in Nummer 24 Absatz 3 der VV-Schulbetrieb 
eindeutig festgelegt, dass auf dem gesamten Schulgelände so-
wie bei schulischen Veranstaltungen außerhalb des Schulgelän-
des nicht geraucht, kein Alkohol getrunken und keine anderen 
Suchtmittel genommen werden dürfen.

Gemäß § 10 JuSchG ist eine Abgabe von (auch nikotinfreien) 
E-Zigaretten und E-Shishas an Kinder und Jugendliche verbo-
ten.

Vor dem Hintergrund der aktuellen Forschungsdiskussion zu 
den Gefahren des Rauchens von Wasserpfeifen und sog. Elek-
tro-Zigaretten sowie der tendenziellen Nutzung durch Jugend-
liche wird ein entsprechender Beschluss der Schulkonferenz 
gemäß § 91 Absatz 1 Nr. 1 und 2 BbgSchulG zum Regelungs-
bedarf empfohlen.

2.2 Alkoholische Getränke/Alkoholabgabe

Alkohol kann insbesondere im Kindes- und Jugendalter sowie 
bei einem Konsum größerer Mengen erhebliche gesundheitli-
che Gefährdungen zur Folge haben. Die alkoholbedingte Be-
einträchtigung der Wahrnehmung kann Selbstüberschätzung 
und schwere Unfälle verursachen. Alkohol hat in der Regel 
eine enthemmende Wirkung, die zu unerwünschtem aggressi-
vem Verhalten führen kann und die Wahrnehmungsfähigkeit 
beeinträchtigt. 

Erfahrungsgemäß lernen junge Menschen erst mit zunehmen-
dem Alter und Entwicklungsstand einen angemessenen Um-
gang mit Alkohol. Deshalb hat der Gesetzgeber in § 9 JuSchG 
altersabhängige Umgangsbeschränkungen für Alkoholgenuss 
in der Öffentlichkeit geschaffen: Wein, Bier und Mischgeträn-
ke mit Bier- bzw. Weinanteil dürfen an Kinder und Jugendliche 
unter 16 Jahren weder abgegeben noch darf ihnen der Verzehr 
gestattet werden. 

Für andere alkoholische Getränke, wie etwa Branntwein (z. B. 
Schnaps), branntweinhaltige Getränke (z. B. sog. Alcopops) 
oder Genussmittel, die Branntwein in nicht nur geringer Menge 
enthalten, gilt die Altersgrenze ab 18 Jahren. Anders verhält es 
sich, wenn Jugendliche (nicht: Kinder!) von einer personen-
sorgeberechtigten (nicht nur erziehungsbeauftragten) Person 
begleitet werden. In diesem Fall dürfen Wein, Bier und Misch-
getränke mit Bier- bzw. Weinanteil an Jugendliche ab 14 Jahren 
abgegeben werden. 

Das Degustieren von alkoholhaltigen Getränken (insbesondere 
Weinen) im Rahmen der qualifizierten Berufsausbildung nach 
dem Rahmenlehrplan (RLP) der KMK (z. B. für den Ausbil-
dungsberuf Restaurantfachmann/Restaurantfachfrau) ist zuläs-
sig.

Alkohol darf in der Öffentlichkeit nicht an Automaten angebo-
ten werden, wenn die besonderen Aufstellorte oder Schutzvor-
kehrungen gemäß JuSchG nicht sichergestellt sind. Ergänzend 
gelten die Verhaltensregeln des Deutschen Werberates über die 
kommerzielle Kommunikation für alkoholhaltige Getränke, die 
u.a. die an Kinder und Jugendliche gerichtete Bewerbung alko-
holischer Getränke untersagen.

2.3 Bestimmungen hinsichtlich illegaler Suchtmittel, insbe-
sondere Cannabis

In Bezug auf den Umgang mit Suchtmitteln bestehen häufig 
Unklarheiten zu den gesetzlichen Vorschriften und zur Straf-
barkeit insbesondere im Umgang mit Cannabis. Es gilt der 
Grundsatz, dass jeglicher Verkehr mit Cannabis verboten und 
nach dem Betäubungsmittelgesetz (BtMG) strafbar ist. Das gilt 
auch für den „bloßen Besitz oder Erwerb für den persönlichen 
Gebrauch“. Für den Erwerb und Besitz illegaler Drogen sieht 
§ 29 BtMG eine Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder eine 
Geldstrafe vor.

Der bloße Konsum von Betäubungsmitteln ist nicht strafbar. 
Mit dem dafür erforderlichen Erwerb und Besitz sind aber in 
der Regel bereits im Vorfeld strafbare Handlungen begangen 
worden. Generell gilt, dass der Konsum von Cannabis in jedem 
Fall dessen Besitz voraussetzt.

Gemäß § 29 Absatz 5 und § 31a BtMG kann jedoch von einer 
Bestrafung oder Strafverfolgung abgesehen werden, wenn die 
Betäubungsmittel lediglich zum Eigenverbrauch in geringer 
Menge u. a. angebaut, hergestellt, erworben oder in sonstiger 
Weise beschafft bzw. in Besitz genommen werden. Hinsicht-
lich der geringen Menge bestehen bisher keine bundesweit ein-
heitlichen Grenzwerte. Gemäß der Richtlinie zur Anwendung 
der Opportunitätsvorschriften bei Verstößen gegen das Betäu-
bungsmittelgesetz im Zusammenhang mit dem Eigenverbrauch 
von Cannabisprodukten (Rundverfügung des Ministeriums der 
Justiz vom 15. August 2006) ist “eine geringe Menge im Sinne 
des § 31a BtMG bei Cannabisprodukten bis zu einer Obergren-
ze von 6 g (Bruttogewichtsmenge) anzunehmen“.

2.4 Glücksspiele

Glücksspiele üben vor allem auf junge Menschen eine große 
Anziehungskraft aus. Sie regen zum Beispiel durch optische 
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und akustische Reize zum Ausprobieren an und suggerieren 
schnelle und einfach zu erreichende Geldgewinne.

Aufgrund einer oftmals höheren Risikobereitschaft und kogni-
tiver Fehleinschätzungen sind Jugendliche besonders gefähr-
det, ein zumindest problematisches Glücksspielverhalten zu 
entwickeln. Vom Glücksspiel ausgehende Gefährdungen sind 
Spielsucht, finanzielle Überlastung und Delinquenz.

Daher verbietet das Jugendschutzgesetz in § 6 die Anwesenheit 
von Kindern und Jugendlichen in öffentlichen Spielhallen oder 
ähnlichen vorwiegend dem Spielbetrieb dienenden Räumen. 
Die Teilnahme an Gewinnspielen in der Öffentlichkeit darf 
Kindern und Jugendlichen nur auf Volksfesten, Schützenfes- 
ten, Jahrmärkten, Spezialmärkten oder ähnlichen Veranstaltun-
gen und nur unter der Voraussetzung gestattet werden, dass der 
Warengewinn von geringem Wert ist (Wert des Höchstgewinns 
nach § 5a Spielverordnung: maximal 60 €). 

Auf Schulfahrten und Exkursionen ist der Besuch von Spiel-
hallen auch für volljährige Schülerinnen und Schüler untersagt.

Auch Online-Glücksspiele sowie glücksspielähnliche Spielfor-
men im Internet stellen eine nicht zu unterschätzende Gefahr 
für junge Menschen dar. Durch die leichte Verfügbarkeit über 
den PC, Tablet oder Smartphone, die einfache Umgehung der 
Altersverifikation, durch den bargeldlosen Zahlungsverkehr 
und die interaktive Spielteilnahme ist das Suchtpotenzial von 
Online-Glücksspielangeboten besonders hoch.

Durch Wissensvermittlung über die Gefahren im Zusammen-
hang mit Glücksspielsucht im geeigneten unterrichtlichen Kon-
text kann die Schule einen aktiven Beitrag zur Suchtprävention 
leisten.

2.5 Übermäßige und problematische Mediennutzung

Interaktive Medien und mobile Kommunikationsgeräte bieten 
Kindern und Jugendlichen neue Möglichkeiten, bergen aber 
auch ein Gefährdungspotential. Die bisherigen Forschungser-
gebnisse sprechen dafür, dass das Phänomen einer übermäßi-
gen Mediennutzung existiert, dieses aber deutlich von einem 
pathologischen und damit gefährdenden Nutzungsverhalten un- 
terschieden werden muss.

In der Forschung herrscht Einigkeit darüber, dass z. B. neben 
dem Angebot von digitalen Medien weitere Bedingungen gege-
ben sein müssen, um problematische bzw. exzessive Verhaltens-
muster zu entwickeln. Hierzu zählen ein geringes Selbstwert-
gefühl, soziale Ängste, Leistungsdruck und mangelnde Kon- 
fliktlösungskompetenz. Bei Schülerinnen und Schülern kann 
zudem ein problematischer familiärer Hintergrund dazukom-
men.

Im Jahr 2018 wurde die pathologische Nutzung von Video- und 
Computerspielen (online und offline) unter der Diagnose „In-
ternet Gaming Disorder“ als psychische Krankheit durch die 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) anerkannt.

Seit dem 1. April 2003 dürfen Computerspiele Kindern und Ju-
gendlichen in der Öffentlichkeit nur zugänglich gemacht wer- 

den, soweit sie für die jeweilige Altersgruppe freigegeben sind 
(§ 12 i. V. m. § 14 JuSchG). Die Jugendfreigabe und Alters-
kennzeichnung erfolgt durch die Unterhaltungssoftware-Selbst-
kontrolle (USK) in Berlin. Auf die Altersfreigabe (Freigabe von 
Filmen und Spielprogrammen) muss mit deutlich sichtbarem 
Zeichen auf dem Trägermedium hingewiesen werden (§ 12 Ab-
satz 2 JuSchG). Die jeweiligen Altersfreigaben können bei der 
USK oder beim Jugendamt erfragt werden bzw. sind im Internet 
abrufbar (www.usk.de). Entsprechendes gilt für die Altersfrei-
gabe von münzbetätigten Bildschirmspielgeräten bei der Auto-
maten-Selbstkontrolle (www.automaten-selbstkontrolle.de).

Im Rahmen ihres schulischen Auftrags sind Lehrkräfte aufge-
fordert, die Schülerinnen und Schüler und deren Erziehungs-
berechtigte über die Nutzungsmöglichkeiten und Gefahren 
moderner Kommunikationsmittel und virtueller Spielangebote 
angemessen zu informieren.

Die Mehrheit der Jugendlichen nutzt das Internet zu Kom-
munikations- und Informationszwecken, was als funktionales 
Verhalten angesehen werden kann. Die Förderung der Medi-
enkompetenz (→ „Basiscurriculum Medienbildung“) sowie 
Unterrichtssequenzen zu den übergreifenden Themen Gewalt-
prävention und Verbraucherbildung gemäß Teil B des RLP 1-10 
BE-BB können einem exzessiven Nutzungsverhalten im Be-
reich der sozialen Netzwerke oder der Computer-/Onlinespiele 
wirksam begegnen.

Schulische Medienbildung soll die Schülerinnen und Schüler 
zu kreativem Umgang sowie der konstruktiven und kritischen 
Auseinandersetzung mit der von verschiedenen Interessen ge-
prägten Medienwelt, ihren sich stetig verändernden Medien-
technologien und -inhalten sowie der Reflexion des eigenen 
Mediengebrauchs befähigen. Dabei kommt der Entwicklung 
eines Problembewusstseins bspw. in Bezug auf Cybermobbing 
sowie Informationssicherheit, insbesondere auf das Recht des 
Einzelnen, selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner 
personenbezogenen Daten zu bestimmen, eine hohe Bedeutung 
zu.

3 Umgang mit Suchtmittelkonsum und Suchtgefährdung 
in der Schule

3.1 Allgemeine Hinweise

Der gesetzliche Handlungsauftrag zur Suchtprävention für 
Lehrkräfte im Land Brandenburg ergibt sich aus den Zielen 
und Grundsätzen der Erziehung und Bildung, indem die Schu-
le die Fähigkeit und Bereitschaft der Schülerinnen und Schü-
ler fördert, „ihre Verantwortung für die eigene Gesundheit ... 
zu begreifen und wahrzunehmen“ (§ 4 Absatz 4 Nummer 13  
BbgSchulG). Gleichzeitig erfordern die gesetzlichen Bestim-
mungen (s. oben unter 2) das Handeln beim Drogenmissbrauch 
in der Schule. Daher empfiehlt es sich für Schulen, ein schu-
lisches Konzept zur Suchtprävention und zum Umgang mit 
Sucht, Suchtgefährdung und Suchtmittelkonsum in der Schule 
als Bestandteil des Schulprogramms aufzunehmen.

Hilfestellung und Unterstützung erhalten die Schulen über das 
Beratungs- und Unterstützungssystem für Schulen (BUSS), das 
LISUM sowie bei den Überregionalen Suchtpräventionsfach-
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stellen (ÜSPF)3 und der Landeskoordinierungsstelle Suchtprä-
vention der Brandenburgischen Landesstelle für Suchtfragen 
(BLS)4 und im Einzelfall beim örtlichen Träger der Jugendhilfe. 
Hinweise zu Regelungen und zum Umgang mit illegalen Sucht-
mitteln finden sich auch im Leitfaden „Schule und Cannabis“ 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA)5.

Wirkungsvolle Suchtprävention ist auf eine enge Kooperation 
zwischen Schule und Elternhaus angewiesen.

3.2	Melde-	 und	 Berichtspflichten	 für	 Lehrkräfte	 und	 die	
Schulleiterin bzw. den Schulleiter

Das Gefährdungspotenzial von Glücksspiel, Suchtmitteln so-
wie die generelle Strafbarkeit von Anbau, Besitz, Handel und in 
Verkehr, Bringen illegaler Substanzen sowie weitere Verstöße 
gegen das BtMG erfordern neben den Aufgaben der Suchtprä-
vention besondere Verhaltenspflichten der Schule.

Aufgaben der Lehrkräfte

Ausgangspunkt für das Handeln der Lehrkräfte im Rahmen 
der schulischen Suchtprävention ist der im § 4 Absatz 3 Satz 1 
BbgSchulG formulierte Schutz der seelischen und körperlichen 
Unversehrtheit der Schülerinnen und Schüler. 

Eltern müssen sich darauf verlassen können, dass ihre Kinder 
in der Schule ebenso gut aufgehoben und betreut werden, wie 
das im Elternhaus der Fall wäre. Die gesetzliche Verpflichtung 
hierzu findet sich in §13 Strafgesetzbuch (StGB) und umfasst 
die ‚Garantenstellung der Lehrkräfte‘.

Wird bekannt oder besteht der begründete Verdacht, dass Schü-
lerinnen und Schüler in der Schule oder im schulischen Zusam-
menhang Drogen konsumieren, mit ihnen handeln, sie erwer-
ben, besitzen oder diese sonst in die Schule einführen, sind die 
Lehrkräfte zum Handeln verpflichtet. 

Es gehört in diesem Zusammenhang zu deren wesentlichen 
Aufgaben, die Schülerinnen und Schüler möglichst in Zusam-
menarbeit mit den Erziehungsberechtigten vor potentiellen 
Gefahren des Substanzkonsums zu schützen. Gleiches gilt für 
das Glücksspiel. Im Rahmen schulischer Maßnahmen sollte der 
Gefahr entgegengewirkt werden, dass sich Schülerinnen und 
Schüler wegen eines Verstoßes gegen das Betäubungsmittelge-
setz strafbar machen.

Zusätzlich können Unterstützungsmaßnahmen bzw. eine Ver-
mittlung von zusätzlichen Beratungsangeboten - insbesondere 
in Fällen, in denen das Wohl des Kindes gefährdet ist - beim 
jeweils zuständige Jugendamt eingeholt werden.

Da ein Aussage- und Zeugnisverweigerungsrecht bzw. eine 
Verschwiegenheitspflicht für Lehrkräfte aus beruflichen Grün-
den nicht besteht, sollen Lehrkräfte sich ihnen anvertrauende 
Schülerinnen und Schüler darauf hinweisen, dass sie im Falle 

3 Vgl.: https://www.suchtpraevention-brb.de/
4 Vgl.: https://www.blsev.de/fachbereiche/suchtpraevention.html
5 Download unter: https://www.bzga.de/infomaterialien/unterrichtsmaterialien/

nach-schulform-sortiert/schule-und-cannabis-regeln-massnahmen-fruehin-
tervention/

einer nicht auszuschließenden Gefährdung Dritter dazu ver-
pflichtet sind, die Schulleiterin oder den Schulleiter zu unter-
richten, die oder der regelmäßig auch die Strafverfolgungs- 
behörden zu informieren hat.

Gegenüber der Polizei müssen sich Lehrkräfte und Schülerin-
nen und Schüler als Beschuldigte nicht äußern, gegenüber der 
Staatsanwaltschaft und vor Gericht nach Belehrung nur dann, 
sofern sie sich damit nicht selbst belasten. Bei einer die dienst-
liche Tätigkeit betreffenden Aussage der Lehrkraft vor der 
Staatsanwaltschaft oder vor dem Gericht ist eine Aussagege-
nehmigung des zuständigen staatlichen Schulamts erforderlich.

Einbeziehung der Schulleiterin bzw. des Schulleiters durch die 
Lehrkraft

Es besteht keine Meldepflicht gegenüber der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter, den Schulaufsichtsbehörden oder den Straf-
verfolgungsbehörden, so lange eine Gefährdung anderer Schü-
lerinnen und Schüler auszuschließen ist. 

Grundsätzlich ist jedoch davon auszugehen, dass auch die 
Schulleiterin oder der Schulleiter über eine klar erkennbare 
Suchtproblematik auch einzelner Schülerinnen und Schüler in-
formiert werden sollte.

Eltern minderjähriger Schülerinnen und Schüler müssen bei Ver-
dacht im Zusammenhang mit Suchtmitteln grundsätzlich infor-
miert werden. Unter Hinweis auf das Elternrecht gemäß Arti-
kel 6 Absatz 2 des Grundgesetzes und Artikel 27 Absatz 2 der 
Verfassung des Landes Brandenburg, wonach die Eltern einen 
Anspruch auf Informationen über die schulischen Angelegen-
heiten ihres Kindes haben, ist eine größtmögliche Kooperation 
unbedingt zu gewährleisten.

Diese Mitteilungspflicht gilt nur dann nicht, wenn konkrete 
Hinweise befürchten lassen, dass das Kind oder der/die Ju-
gendliche im Falle der Information der Eltern körperlichen 
und seelischen Schaden nehmen könnte. In diesem Fall soll-
te die Lehrkraft und/oder die Schulleitung möglichst weitere 
Unterstützungsmöglichkeiten innerhalb der Schule oder durch 
externe Beratungseinrichtungen in Anspruch nehmen. Insbe-
sondere in schwerwiegenden Fällen soll das Jugendamt unter-
richtet werden. Hierbei unterbleibt die gemäß § 63 Absatz 3 
BbgSchulG vorgesehene Unterrichtung der Eltern. Muss eine 
Lehrkraft eine Gefährdung anderer Schülerinnen und Schüler 
annehmen oder kann sie diese nicht mit hinreichender Sicher-
heit ausschließen, ist die Schulleiterin oder der Schulleiter zu 
verständigen. Eine solche Gefahr ist insbesondere dann anzu-
nehmen, wenn nicht auszuschließen ist, dass die Schülerin oder 
der Schüler Mitschülerinnen und Mitschüler zum Suchtmittel-
konsum verleiten wird oder bereits dazu verleitet hat. Dies er-
fasst immer den Handel mit illegalen Drogen.

Wenn der Eindruck besteht, dass die Schülerin oder der Schüler 
Suchtmittel konsumiert und ihnen durch die Schule nicht gehol-
fen werden kann, soll die Schule die Hilfe einer Drogenberatungs-
stelle oder des zuständigen Jugendamts in Anspruch nehmen. 
Die Erziehungsberechtigten sind darüber zuvor zu informieren. 
Besteht der begründete Verdacht, dass die Schülerin oder der 
Schüler drogenabhängig ist, ist - bei minderjährigen Schülerinnen 
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oder Schülern nach ergebnisloser Unterrichtung der Erziehungs-
berechtigten - regelmäßig das Jugendamt zu beteiligen.

Aufgaben der Schulleiterin bzw. des Schulleiters

Die Verständigung der Polizei ist grundsätzlich dann geboten, 
wenn es sich um schwere oder mehrfache Verstöße handelt, die 
vor allem zum Schutz der anderen Jugendlichen eine Strafan-
zeige erforderlich machen. Das ist insbesondere dann der Fall, 
wenn Erkenntnisse darüber vorliegen, dass eine Schülerin oder 
ein Schüler mit illegalen Drogen handelt, diese herstellt, weiter-
gibt oder entgeltlich oder unentgeltlich erwirbt. 

Ein Verstoß gegen die Dienstpflichten der Lehrkraft oder der 
Schulleiterin oder des Schulleiters ist nicht anzunehmen, wenn 
von einer Mitteilung an die Polizei oder an die Staatsanwalt-
schaft im Einzelfall begründet abgesehen wird, um der Schü-
lerin oder dem Schüler zu helfen. Dies kann aber nur dann gel-
ten, wenn eine Gefährdung anderer Schülerinnen oder Schüler 
ausgeschlossen ist. Strafanzeigen sind grundsätzlich auch dann 
nicht geboten, wenn offenbar drogenbedingte Verhaltensauf-
fälligkeiten in der Schule wahrgenommen werden, der Konsum 
nach allen Umständen jedoch nicht dem schulischen Zusam-
menhang zuzuordnen ist.

Die Schule darf die Eltern volljähriger Schülerinnen und Schü-
ler nur über die in § 46 Absatz 5 und 6 BbgSchulG genannten 
wichtigen persönlichen schulischen Angelegenheiten informie-
ren. Der Umgang mit Drogen und Suchtvorkommnisse gelten 
nicht als persönliche schulische Angelegenheit, die der Infor-
mationspflicht gegenüber den Eltern unterliegt. Eltern volljäh-
riger Schülerinnen und Schüler dürfen nur informiert werden, 
wenn die Schüler zuvor ausdrücklich eingewilligt haben.

Alle Maßnahmen der Schule sollen von dem Gedanken des 
notwendigen Schutzes der anderen Schülerinnen und Schüler 
getragen sein. Auf die Intimsphäre der oder des durch den Um-
gang mit Drogen gefährdeten Schülerin oder Schülers ist aber 
zu achten.

Gemäß § 4 Absatz 3 BbgSchulG obliegt der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter die Risikoeinschätzung zur Gefährdung des 
Wohls der Schülerin oder des Schülers auch bezüglich des 
Suchtverhaltens.

Ebenso muss die Schulleitung dafür Sorge tragen, dass jede 
Lehrkraft und das sonstige pädagogische Personal über die Ent-
stehung von Suchthaltungen informiert ist und an Fortbildun-
gen zu entsprechenden pädagogischen Fragen teilnimmt.

3.3 Umgang mit Drogenfunden

Funde illegaler oder nicht identifizierbarer Drogen in der Schu-
le sind - unabhängig von einem bekannt gewordenen oder un-
bekannt gebliebenen Besitzer - durch die Schulleiterin oder den 
Schulleiter der Polizei zu übergeben.

3.4 Mögliche Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen 

Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen gemäß § 63 und § 64 
BbgSchulG sichern die Erfüllung des Bildungs- und Erziehungs-

auftrags der Schule. Sie dienen dem Schutz beteiligter Personen 
und bziehen sich angemessen und unmittelbar auf das Fehlver-
halten einer Schülerin oder eines Schülers in der Schule. Er-
ziehungsmaßnahmen richten sich vor allem an die Einsicht der 
Schülerinnen und Schüler und gehen in der Regel Ordnungs-
maßnahmen vor. Bei fortgesetzten Erziehungsschwierigkeiten 
haben Erziehungsmaßnahmen einschließlich der Hilfestellung 
durch die Beratungslehrkraft oder die Schulsozialbetreuung 
grundsätzlich Vorrang vor Ordnungsmaßnahmen, die mit Erzie-
hungsmaßnahmen verknüpft werden können. Welche Maßnah-
men im Zusammenhang mit Suchtmitteln jeweils im Einzelfall 
notwendig sind, kann generell nicht verbindlich geregelt wer-
den. Solche notwendigerweise schematisierenden Richtlinien 
könnten den Einzelfall betreffenden Gesichtspunkten wie z. B. 
der Persönlichkeit der Schülerin bzw. des Schülers, der Inten-
sität und Häufigkeit des Fehlverhaltens, des Umfangs der Ge-
fährdung anderer Schülerinnen und Schüler sowie den Verhält-
nissen an der Schule zumeist nicht hinreichend gerecht werden.

Generell sollte das Bemühen der Schule dem gefährdeten Kind 
oder Jugendlichen gelten, soweit ihr dies im Rahmen ihres 
schulischen Auftrags möglich ist und solange sie dies den an-
deren ihr anvertrauten Schülerinnen und Schülern gegenüber 
verantworten kann.

Die Abwägung zwischen den Rechten des Einzelnen mit denen 
aller der Schule anvertrauten Schülerinnen und Schüler gerade 
in Fällen des Suchtmittelmissbrauchs ist schwierig und erfor-
dert in besonders hohem Maß Verantwortungsbewusstsein und 
Einfühlungsbereitschaft der Lehrkräfte. Daher wird Lehrkräf-
ten und Schulleitungen empfohlen, sich im Team zu beraten, 
sich thematisch weiterzubilden und im Zweifelsfalle die fachli-
che und rechtliche Beratung durch die Schulaufsichtsbehörden, 
die Ambulanten Beratungs- und Behandlungsstellen für Sucht-
kranke oder den Schulpsychologischen Dienst in Anspruch zu 
nehmen. siehe Anlage: Ansprechpartner im Land

3.5 Zusätzliche Hinweise

Bereits bei der Vermutung, dass im Umfeld der Schule mit Be-
täubungsmitteln gehandelt oder anderweitig umgegangen wird, 
ist unverzüglich die Polizei zu informieren. Die Schülerinnen 
und Schüler sowie deren Eltern sollen auf etwaige Gefahren - 
auch auf Schulwegen - besonders hingewiesen werden.

Schulfremde Personen sind beim Verdacht auf Drogenhandel 
unverzüglich vom Schulgelände zu verweisen. Dies betrifft 
auch Schülerinnen und Schüler anderer Schulen, die ohne er-
kennbar gerechtfertigten Grund angetroffen werden. Werden 
schulfremde Personen z. B. beim Handel mit Drogen auf dem 
Schulgrundstück angetroffen, besteht grundsätzlich ein Recht 
auf vorläufige Festnahme gemäß § 127 Absatz 1 Strafprozess-
ordnung (StPO). Lehrkräfte sind danach berechtigt - nicht je-
doch verpflichtet -, eine ihnen unbekannte Person bis zum Ein-
treffen der Polizei festzuhalten. Dies soll nur dann gelten, wenn 
die Festnahme ohne Risiko der eigenen Person möglich ist.

Schwebt eine Schülerin oder ein Schüler z. B. wegen Drogen-
konsums in der Schule in erheblicher Gefahr für die Gesundheit 
oder das Leben, besteht gemäß § 323c StGB grundsätzlich die 
Pflicht zur Hilfeleistung. Anderenfalls kommt eine Strafbarkeit 
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befürchten sind -, können Lehrkräfte eingreifen - etwa durch 
Wegnahme eines gefährlichen Gegenstandes. Hierbei ist auch 
das Alter der Schülerinnen und Schüler zu berücksichtigen. 
Entsprechende Durchsuchungen sind durch mindestens zwei 
Lehrkräfte vorzunehmen.

Drogenschnelltests in der Schule dürfen nur durch die Polizei 
durchgeführt werden. Schulen sind nicht befugt, von Schülerin-
nen und Schülern Urin-, Speichel-, Haar- oder Blutproben zu 
nehmen oder einzufordern. 

4 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Rundschreiben tritt am 11. Mai 2020 in Kraft und mit 
Ablauf des Schuljahres 2024/25 außer Kraft.

wegen unterlassener Hilfeleistung in Betracht. Die Hilfeleis-
tung muss erforderlich und zumutbar sein. Für Lehrkräfte ist 
grundsätzlich davon auszugehen, dass sie gemäß § 323c StGB 
zu Hilfeleistungen bis zum Eintreffen ärztlicher Hilfe verpflich-
tet sind. Neben dieser strafrechtlich begründeten Pflicht zur 
Hilfe bestehen entsprechende Pflichten auch im Zusammen-
hang mit den dienstlichen Pflichten in der Schule.

Für anlassbezogene Durchsuchungen von Schülerinnen und 
Schülern nach illegalen Drogen gilt grundsätzlich, dass sie die 
Einwilligung der Schülerin oder des Schülers voraussetzen. 
Wird dies verweigert, ist die Polizei zur Durchführung hinzu-
zuziehen. Nur wenn ein Handeln wegen besonderer Umstände 
angezeigt ist - etwa bei der Gefahr, dass Rechtsverletzungen 
von erheblichem Gewicht unmittelbar bevorstehen oder zu 

Anlage: Überregionale Suchtpräventionsfachstellen im Land Brandenburg

Die seit 1999 landesweit eingerichteten überregionalen Suchtpräventionsfachstellen (ÜSPF) sind in fünf Regionen für 14 Landkreise 
und vier kreisfreie Städte in Brandenburg tätig. Sie werden durch die Brandenburgische Landesstelle für Suchtfragen e. V. (BLS) ko-
ordiniert und fachlich unterstützt. 

Die ÜSPF und die BLS sind die Hauptakteure in der Umsetzung der durch die Landessuchtkonferenz beschlossenen Landesprogramme 
und Projekte. Die ÜSPF unterstützen und begleiten suchtvorbeugende und gesundheitsfördernde Entwicklungen in unterschiedlichen 
Lebensbereichen durch Präventionsangebote. 

Ansprechpartner/-innen für die schulische Suchtpräventionsarbeit:

Anschrift zuständig für die Regionen
Überregionale Suchtpräventionsfachstelle Suchthilfe Prignitz e. V. 
Wahrenberger Str. 2; 19322 Wittenberge 
Tel.: 03877/928 410 
Mail: shp@suchthilfe-prignitz.de

Prignitz, 
Ostprignitz-Ruppin

Überregionale Suchtpräventionsfachstelle salus klinik Lindow 
Oldesloer Weg 17 
13591 Berlin 
Tel.: 0173/63 53 097 
Mail: praevention@salus-lindow.de

Uckermark, 
Oberhavel, 
Havelland,  
Potsdam

Überregionale Suchtpräventionsfachstelle Caritasverband für das  
Erzbistum Berlin e. V. 
August-Bebel-Straße 12 
15344 Strausberg 
Tel.: 03341/390 10 56 
Mail: suchtpraevention-ostbrbg@caritas-brandenburg.de

Barnim, 
Märkisch-Oderland, 
Oder-Spree, 
Frankfurt (Oder)

Überregionale Suchtpräventionsfachstelle Tannenhof Berlin-Brandenburg e. V. 
Beethovenweg 14b 
15907 Lübben 
Tel.: 03546/18 65 56  
Mail: spf-tannenhof@tannenhof.de

Dahme–Spreewald, 
Elbe-Elster, 
Oberspreewald-Lausitz, 
Spree Neisse,  
Cottbus

Überregionale Suchtpräventionsfachstelle Chill out e. V. 
Friedrich-Engels-Str. 22, Haus 1 
14473 Potsdam 
Tel.: 0331/287 91 258  
Mail: westbrandenburg@chillout-pdm.de

Potsdam-Mittelmark, 
Teltow-Fläming, 
Brandenburg/Havel

Weitere Informationen unter www.suchtpraevention-brb.de.
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II. Nichtamtlicher Teil

Ermittlung des Betriebskostenzuschusses
für Schulen in freier Trägerschaft

für den Zuschusszeitraum Schuljahr 2020/2021

Gz.: 13.10-56203

Gemäß § 9 der Verordnung über die Bewilligung von Zuschüs-
sen an die Träger von Ersatzschulen (Ersatzschulzuschussver-
ordnung – ESZV) werden die Zahl der Unterrichtsstunden je 
Klasse, Woche und Schulform, die Zahl der Unterrichtsstunden 
je Lehrkraft, Woche und Schulform, die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler je Klasse und Schulform (Richtwert), die Zahl der 
Lehrerwochenstunden je Schüler und die Zahl der Lehrerstellen 
je Schüler sowie die Schülerausgabensätze gemäß § 3 ESZV 
und die Korrekturfaktoren und schülerbezogenen Beträge ge-
mäß § 4 ESZV wie folgt veröffentlicht. 

Die den Berechnungen der Schülerausgabensätze zu Grunde 
liegenden Arbeitgeberkosten einschließlich des Zuschlags zur 
Berücksichtigung der Kosten der Unfallversicherung betragen:

für die Entgeltgruppe 9b: 60.400 Euro,
für die Entgeltgruppe 10: 66.200 Euro,
für die Entgeltgruppe 13: 77.800 Euro.
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Mitteilung gemäß § 9 ESZV, Zuschusszeitraum 2020/2021
Faktoren und Schülerausgabensätze
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Allgemeinbildende Schulen
Grundschule, Primarstufe an Gesamtschulen und Oberschulen 1 bis 6 25,83 1,075 27,77 25,38 23 4.697
Leistungs- und Begabungsklassen am Gymnasium 5 und 6 31,00 1,035 32,09 23,50 27 4.992
Sekundarstufe I an der Oberschule 7 bis 10 32,00 1,275 40,80 23,50 25 6.856
Sekundarstufe I an der Gesamtschule 7 bis 10 32,00 1,275 40,80 23,50 27 6.348
Sekundarstufe I am Gymnasium 7 bis 10 33,25 1,065 35,41 23,50 27 5.510
GOST an Gymnasien und Gesamtschulen 11 bis 13 1,005 23,50 1,7 7.178
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den 
Schwerpunkten

Lernen, Sprache 1 bis 6 1,005 23,50 2,6 10.978
Lernen, Sprache 7 bis 10 1,005 23,50 3,0 12.667
körperliche und motorische Entwicklung 1 bis 13 1,005 23,50 4,0 16.889
Sehen, Hören 1 bis 13 1,005 23,50 3,0 12.667
Blinde, Gehörlose 1 bis 13 1,005 23,50 7,0 29.555
emotionale und soziale Entwicklung 1 bis 13 1,005 23,50 3,0 12.667
geistige Entwicklung, schwer Mehrfachbehinderte* 1,005 23,50 7,0 30.270

Berufliche Schulen
Berufsschule

Vermittlung des schulischen Teils einer Berufsausbildung nach BBIG oder HWO TZ 12 1,035 12,42 23,50 24 2.174
Ausbildung berufsschulpflichtiger Jugendlicher mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
gemäß § 66 BBIG oder § 42 HWO TZ 12 1,035 12,42 23,50 11 4.744
Bildungsgänge zur Vertiefung der Allgemeinbildung und Berufsorientierung oder 
Berufsvorbereitung und zur Berufsausbildungsvorbereitung, Klassen für Auszubildende, 
die nach § 241 SGB III gefördert werden

TZ 1 Jahr 12 1,035 12,42 23,50 15 3.479

Bildungsgänge zur Vertiefung der Allgemeinbildung und Berufsorientierung oder 
Berufsvorbereitung und zur Berufsausbildungsvorbereitung mit Ergänzungsunterricht 
zum Erwerb eines der Berufsbildungsreife gleichgestellten Abschlusses

TZ 1 Jahr 16 1,035 16,56 23,50 15 4.638

Berufsfachschule
berufliche Grundbildung VZ 1 Jahr 26,4 1,035 27,32 23,50 24 4.783
Soziales VZ 2 Jahre 21 1,035 21,74 23,50 24 3.805
Bildungsgang zum Staatlich geprüften Assistenten für Automatisierungs- und 
Computertechnik VZ 2 Jahre 32 1,035 33,12 23,50 24 5.798

Bildungsgang zum Staatlich geprüften Assistenten für Automatisierungs- und 
Computertechnik mit Zusatzunterricht zum Erwerb der FHR VZ 2 Jahre 37 1,035 38,30 23,50 24 6.704

Bildungsgang zum Staatlich geprüften kaufmännischen Assistenten, Fachrichtung 
Bürowirtschaft VZ 2 Jahre 38 1,035 39,33 23,50 24 6.885

Bildungsgang zum Staatlich geprüften kaufmännischen Assistenten, Fachrichtung 
Bürowirtschaft mit Zusatzunterricht zum Erwerb der FHR VZ 2 Jahre 43 1,035 44,51 23,50 24 7.791

Bildungsgang zum Staatlich geprüften kaufmännischen Assistenten, Fachrichtung 
Fremdsprachen VZ 2 Jahre 38 1,035 39,33 23,50 24 6.885

Bildungsgang zum Staatlich geprüften kaufmännischen Assistenten, Fachrichtung 
Fremdsprachen mit Zusatzunterricht zum Erwerb der FHR VZ 2 Jahre 43 1,035 44,51 23,50 24 7.791

Bildungsgang zum Staatlich geprüften kaufmännischen Assistenten, Fachrichtung 
Informationsverarbeitung VZ 2 Jahre 42 1,035 43,47 23,50 24 7.609

Bildungsgang zum Staatlich geprüften kaufmännischen Assistenten, Fachrichtung 
Informationsverarbeitung mit Zusatzunterricht zum Erwerb der FHR VZ 2 Jahre 47 1,035 48,65 23,50 24 8.515

Bildungsgang zum Staatlich geprüften Assistenten für Tourismus VZ 2 Jahre 36,5 1,035 37,78 23,50 24 6.613

Bildungsgang zum Staatlich geprüften Assistenten für Tourismus / Erwerb der FHR VZ 2 Jahre 41,5 1,035 42,95 23,50 24 7.519

Bildungsgang zum Staatlich geprüften Sportassistenten VZ 2 Jahre 35 1,035 36,23 23,50 24 6.341
Bildungsgang zum Staatlich geprüften Sportassistenten / Erwerb der FHR VZ 2 Jahre 40 1,035 41,40 23,50 24 7.247
Bildungsgang zum Staatlich geprüften gestaltungstechnischen Assistenten VZ 2 Jahre 32 1,035 33,12 23,50 24 5.798
Bildungsgang zum Staatlich geprüften gestaltungstechnischen Assistenten / Erwerb der 
FHR VZ 2 Jahre 37 1,035 38,30 23,50 24 6.704

Bildungsgang zum Staatlich geprüften Assistenten für Hotelmanagement VZ 2 Jahre 36,5 1,035 37,78 23,50 24 6.613
Bildungsgang zum Staatlich geprüften Assistenten für Hotelmanagement / Erwerb der 
FHR VZ 2 Jahre 41,5 1,035 42,95 23,50 24 7.519

Fachoberschule
zweijährig VZ VZ 2 Jahre 21 1,035 21,74 23,50 24 3.805
einjährig VZ (Vorliegen eines Berufsabschlusses) VZ 1 Jahr 30 1,035 31,05 23,50 24 5.435

Fachschule
Technik o. Wirtschaft VZ 2 Jahre 30 1,035 31,05 23,50 24 5.435
Technik o. Wirtschaft / Erwerb der FHR VZ 2 Jahre 31,5 1,035 32,60 23,50 24 5.707
Technik o. Wirtschaft VZ 3 Jahre 20 1,035 20,70 23,50 24 3.624
Technik o. Wirtschaft / Erwerb der FHR VZ 3 Jahre 21 1,035 21,74 23,50 24 3.805
Technik o. Wirtschaft TZ 3 Jahre 20 1,035 20,70 23,50 24 3.624
Technik o. Wirtschaft / Erwerb der FHR TZ 3 Jahre 21 1,035 21,74 23,50 24 3.805
Sozialpädagogik, Heilerziehungspflege VZ 3 Jahre 20 1,035 20,70 23,50 24 3.624
Sozialpädagogik, Heilerziehungspflege / Erwerb der FHR VZ 3 Jahre 21 1,035 21,74 23,50 24 3.805
Sozialpädagogik, Heilerziehungspflege TZ 3 Jahre 20 1,035 20,70 23,50 24 3.624
Sozialpädagogik, Heilerziehungspflege / Erwerb der FHR TZ 3 Jahre 21 1,035 21,74 23,50 24 3.805
Aufbaulehrhang Heilpädagogik VZ 1,5 Jahre 28,3 1,035 29,33 23,50 24 5.133
Aufbaulehrhang Heilpädagogik / Erwerb der FHR VZ 1,5 Jahre 30,3 1,035 31,40 23,50 24 5.496
Aufbaulehrhang Heilpädagogik TZ 2,5 Jahre 17 1,035 17,60 23,50 24 3.080
Aufbaulehrhang Heilpädagogik / Erwerb der FHR TZ 2,5 Jahre 18,2 1,035 18,84 23,50 24 3.297
Aufbaulehrgang Sonderpädagogik TZ 3 Jahre 17,5 1,035 18,11 23,50 24 3.171
Aufbaulehrgang Sonderpädagogik / Erwerb der FHR TZ 3 Jahre 18,5 1,035 19,15 23,50 24 3.352

berufliches Gymnasium
GOST 1,005 23,50 1,7 7.178

Schulformen, Schulstufen, Bildungsgänge, Berufe, Fachrichtungen

* gilt auch für Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischen Förderbedarf im autistischen Verhalten
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Ganztagsangebote
Primarstufe

Grundschule, Oberschule, Gesamtschule VHG 0,0065   0,41 263      
Grundschule, Oberschule, Gesamtschule offene Form 0,0010   1,00 99         
Gymnasium (Leistungs- und Begabungsklassen) offene Form 0,0023   1,00 227      
Gymnasium (Leistungs- und Begabungsklassen) gebundene Form 0,0066   0,41 267      
Förderschule mit Förderschwerpunkt "emotionale und soziale Entwicklung" VHG 0,0106   0,41 429      

Sekundarstufe I
Oberschule, Gesamtschule gebundene Form 0,0097   0,49 469      
Oberschule, Gesamtschule offene Form 0,0034   1,00 336      
Gymnasium gebundene Form 0,0066   0,49 319      
Gymnasium offene Form 0,0029   1,00 286      
Förderschule mit Förderschwerpunkt "Lernen" gebundene Form 0,0213   0,49 1.030   

Fexible Eingangsphase
Grundschule, Oberschule, Gesamtschule 0,0086   0,83 705      

Betreuung Praktikum und praktische Ausbildung
Berufsfachschule Soziales 0,0100   987      
Berufsfachschule sonstige Assistentenberufe 0,0008   79         
Fachoberschule, zweijährig, Vollzeit 0,0017   168      
Fachschule Sozialwesen

Fachrichtungen  Sozialpädagogik und Heilerziehungspflege, Vollzeit 0,0100   987      
Fachrichtungen  Sozialpädagogik und Heilerziehungspflege, Teilzeit 0,0033   326      
Fachrichtung Heilpädagogik, Aufbaulehrgang, Vollzeit 0,0067   661      
Fachrichtung Heilpädagogik, Aufbaulehrgang, Teilzeit 0,0040   395      
Fachrichtung Sonderpädagogik, Aufbaulehrgang, Teilzeit 0,0033   326      

Sonstiges pädagogisches Personal
sonderpädagogischer Förderschwerpunkt

Körperliche und motorische Entwicklung 0,0400   3.066   
Sehen 0,0200   1.533   
Hören 0,0200   1.533   
Geistige Entwicklung 0,0400   3.262   
Schüler mit schwerer Mehrfachbehinderung 0,0400   3.262   

Mitteilung gemäß § 9 ESZV, Zuschusszeitraum 2020/2021
Korrekturfaktoren für Ganztagsangebote und für Unterricht in der flexiblen Eingangsphase, 
schülerbezogene Beträge für zusätzliche Zuschüsse gemäß § 4 ESZV

Zusätzliche Zuschüsse für
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 Weitere Hinweise:
 Die Stellen können mit Beamten oder mit tariflich Beschäf-

tigten besetzt werden. Sie sind mit der Besoldungsgrup-
pe A 15 BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 15 TV-L bewertet.

 Das Amt als Schulleiter wird gemäß § 120 Landesbeam-
tengesetz oder gemäß § 31 TV-L bis zur Höchstdauer von 
zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine Beförderung in das 
entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann erst 
nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen.

2. Stellvertretender Schulleiter (m/w/d) an einer Grund-
schule

a. Grundschule „Am Annatal“
 Am Annatal 64
 15344 Strausberg

 - Besetzung zum nächstmöglichen Zeitpunkt -

b. Grundschule Müncheberg
 Ernst-Thälmann-Straße 25
 15374 Müncheberg

 - Besetzung zum nächstmöglichen Zeitpunkt -

 Aufgaben:
 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei Ab- 

wesenheit oder Verhinderung; selbstständige und eigen-
verantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben gemäß Ge-
schäftsverteilungsplan; Unterstützung der Schulleiterin oder 
des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder seiner 
Aufgaben, insbesondere beim Zusammenwirken mit Lehr-
kräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit dem 
Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schuli-
scher Arbeit, der Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit, der Gewährleistung der Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen und Behörden.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstu-

fe; mehrjährige, mindestens drei Jahre umfassende Bewäh-
rung in der Unterrichtspraxis in der Primarstufe.

 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-
träger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit sowie 
die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse über das 
Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende Kenntnis-
se über die Leitung und Organisation des Schulbetriebes; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 

Stellenausschreibungen

Im Bereich des Staatlichen Schulamtes Frankfurt (Oder) ist 
vorbehaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraus-
setzungen beabsichtigt, nachfolgende Stellen für Schulleitungs-
funktionen neu zu besetzen:

1. Schulleiter (m/w/d) an einer Grundschule

a. Goethe-Grundschule Neuenhagen
 Rathausstr. 28
 15366 Neuenhagen bei Berlin

 - Besetzung zum 01.08.2021 -

b. Grundschule „Bertolt Brecht“
 Straße der Jugend 9
 16303 Schwedt/Oder

 - Besetzung zum nächstmöglichen Zeitpunkt -

 Aufgaben:
 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewährleis-

tung der Einhaltung von geltenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften; Vertretung der Schule nach außen im 
Rahmen der Beschlüsse der Schulleitung und der schuli-
schen Gremien in enger Zusammenarbeit mit dem Schul- 
träger und dem staatlichen Schulamt; Zusammenwirken 
mit Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern 
mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität 
schulischer Arbeit; Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit; entscheidet über den Unterrichtsein-
satz der Lehrkräfte; Förderung der schulischen Ausbildung 
der Studierenden sowie der Lehramtskandidatinnen und 
Lehramtskandidaten; Gewährleistung der Schulprofilbildung 
und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und Eva-
luierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule als 
eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage ei-
nes pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauenden 
Schulkultur.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstu-

fe; langjährige, mindestens vier Jahre umfassende Bewäh-
rung in der Unterrichtspraxis in der Primarstufe.

 Anforderungen:
 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 

Zusammenarbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
dem Schulträger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungs-
gremien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; ho- 
he Belastbarkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständig-
keit sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kennt-
nisse über das Schulrecht im Land Brandenburg; umfas-
sende Kenntnisse über die Leitung und Organisation des 
Schulbetriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedin-
gungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifika-
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.
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Schulträger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgre-
mien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe 
Belastbarkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit 
sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse 
über das Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende 
Kenntnisse über die Leitung und Organisation des Schul-
betriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen 
und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der branden-
burgischen Schule; der Nachweis einer Qualifikation auf 
dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
 Die Stellen können mit Beamten oder mit tariflich Beschäf-

tigten besetzt werden. Sie sind mit der Besoldungsgrup-
pe A 14 BbgBesG zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgrup-
pe 14 TV-L zuzüglich Amtszulage bewertet. 

 Das Amt als Schulleiter wird gemäß § 120 Landesbeam-
tengesetz oder gemäß § 31 TV-L bis zur Höchstdauer von 
zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine Beförderung in das 
entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann erst 
nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen.

4. Stellvertretender Schulleiter (m/w/d) an einer Ober-
schule

a. Dreiklang Oberschule
 Dr.-Theodor-Neubauer-Straße 1
 16303 Schwedt/Oder

 - Besetzung zum 01.08.2020 -

b. Oberschule Fredersdorf
 Tieckstraße 39
 15370 Fredersdorf-Vogelsdorf

 - Besetzung zum 01.08.2021 -

 Aufgaben:
 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei Ab- 

wesenheit oder Verhinderung; selbstständige und eigen-
verantwortliche Wahrnehmung der Aufgaben gemäß Ge-
schäftsverteilungsplan; Unterstützung der Schulleiterin oder 
des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder seiner 
Aufgaben, insbesondere beim Zusammenwirken mit Lehr-
kräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit dem 
Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität schuli-
scher Arbeit, der Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit, der Gewährleistung der Schulprofil-
bildung und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und 
Evaluierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage 
eines pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen-
den Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen und Behörden.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Sekun-

darstufe I; mehrjährige, mindestens drei Jahre umfassende 
Bewährung in der Unterrichtspraxis in der Sekundarstufe I.

der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule; der Nachweis einer Qualifikation auf dem Gebiet 
des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
 Die Stellen können mit Beamten oder mit tariflich Beschäf-

tigten besetzt werden. Sie sind mit der Besoldungsgrup-
pe A 14 BgbBesG bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet.

 Die Funktion als stellvertretender Schulleiter wird zur Fest-
stellung der Bewährung in der Funktion übertragen. Die 
Feststellung der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jah-
res. Eine Beförderung in das entsprechende Amt oder eine 
Höhergruppierung kann erst nach Erfüllen der schullauf-
bahnrechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Voraus-
setzungen erfolgen.

3. Schulleiter (m/w/d) an einer Oberschule 

a. Spree-Oberschule Fürstenwalde
 August-Bebel-Straße 51
 15517 Fürstenwalde/Spree

 - Besetzung zum 01.08.2021 -

b. Erna-und-Kurt-Kretschmann-Oberschule Bad Freien-
walde

 Waldstraße 20 a
 16259 Bad Freienwalde (Oder)

 - Besetzung zum 01.02.2021 -

 Aufgaben:
 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewährleis-

tung der Einhaltung von geltenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften; Vertretung der Schule nach außen im 
Rahmen der Beschlüsse der Schulleitung und der schuli-
schen Gremien in enger Zusammenarbeit mit dem Schul- 
träger und dem staatlichen Schulamt; Zusammenwirken 
mit Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern 
mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Qualität 
schulischer Arbeit; Sicherung einer geordneten Unterrichts- 
und Erziehungsarbeit; entscheidet über den Unterrichtsein-
satz der Lehrkräfte; Förderung der schulischen Ausbildung 
der Studierenden sowie der Lehramtskandidatinnen und 
Lehramtskandidaten; Gewährleistung der Schulprofilbildung 
und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und Eva-
luierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule als 
eine sich entwickelnde Organisation auf der Grundlage ei-
nes pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauenden 
Schulkultur.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Sekun-

darstufe I; langjährige, mindestens vier Jahre umfassende 
Bewährung in der Unterrichtspraxis in der Sekundarstufe I.

 Anforderungen:
 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zu- 

sammenarbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erzie-
hungsarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem 
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gischen Schulrechts; der Nachweis einer Qualifikation auf 
dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
 Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftig-

ten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 15 
BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 15 TV-L bewertet. 

 Die Funktion als Oberstufenkoordinatorin oder Oberstu-
fenkoordinator wird zur Feststellung der Bewährung in 
der Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewährung 
erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung in das 
entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann erst 
nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen.

Schwerbehinderte Menschen nach Maßgabe des § 2 SGB IX 
werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht.

Schriftliche Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten 
Funktion innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung 
der Ausschreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport zu richten an das   

Staatliche Schulamt Frankfurt (Oder)
Herr Dr. Olaf Steinke

Gerhard-Neumann-Straße 3
15236 Frankfurt (Oder).

Hinweis zum Datenschutz
Die im Rahmen der Bewerbung mitgeteilten personenbezoge-
nen Daten werden auf der Grundlage des § 26 des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes verarbeitet.

Sofern Sie mit der Verarbeitung der Daten nicht einverstanden 
sind, oder die Einwilligung widerrufen, kann die Bewerbung in 
den jeweiligen Stellenbesetzungsverfahren nicht berücksichtigt 
werden.

Im Bereich des Staatlichen Schulamtes Neuruppin ist vorbe-
haltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzun-
gen beabsichtigt, zum 01.08.2020 die Stelle als stellvertreten-
den Schulleiter (m/w/d) an der

Drei-Seen-Schule
Grundschule Lindow (Mark)

Neue Straße 16
16835 Lindow (Mark)

neu zu besetzen.

Aufgaben:
Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei Abwesen-
heit oder Verhinderung; selbstständige und eigenverantwortli-
che Wahrnehmung der Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungs-
plan; Unterstützung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 

 Anforderungen:
 Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenar-

beit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar-
beit sowie zum engen Zusammenwirken mit dem Schul-
träger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast-
barkeit; erwartet wird Engagement, Eigenständigkeit sowie 
die Fähigkeit zur Teamarbeit; fundierte Kenntnisse über das 
Schulrecht im Land Brandenburg; umfassende Kenntnis-
se über die Leitung und Organisation des Schulbetriebes; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 
der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule; der Nachweis einer Qualifikation auf dem Gebiet 
des Schulmanagements ist erwünscht.

 Weitere Hinweise:
 Die Stellen können mit Beamten oder mit tariflich Beschäf-

tigten besetzt werden. Sie sind mit der Besoldungsgrup-
pe A 14 BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet.

 Die Funktion als stellvertretender Schulleiter wird zur Fest-
stellung der Bewährung in der Funktion übertragen. Die 
Feststellung der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jah-
res. Eine Beförderung in das entsprechende Amt oder eine 
Höhergruppierung kann erst nach Erfüllen der schullauf-
bahnrechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Voraus-
setzungen erfolgen.

5. Oberstufenkoordinator (m/w/d) an einem Gymnasium

 Geschwister-Scholl-Gymnasium
 Frankfurter Straße 70
 15517 Fürstenwalde/Spree

 - Besetzung zum 01.08.2021 -

 Aufgaben:
 Selbstständige und eigenverantwortliche Wahrnehmung der 

Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungsplan; Koordination 
der pädagogischen Arbeit in der gymnasialen Oberstufe 
insbesondere bei der Aufnahme in die gymnasiale Oberstu-
fe, der Schullaufbahnberatung der Schülerinnen und Schü-
ler, der Organisation des Unterrichts und im Zusammen-
hang mit der Abiturprüfung sowie bei der Sicherung der 
Unterrichtsqualität in der gymnasialen Oberstufe; Zusam-
menwirken mit den Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen 
und Schülern.

 Voraussetzungen:
 Befähigung für die Laufbahn des Studienrats (zwei allge-

meinbildende Fächer); mehrjährige, mindestens drei Jahre 
umfassende Bewährung in der Unterrichtspraxis im Bil-
dungsgang zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife 
sowie Erfahrung in Abiturprüfungen.

 Anforderungen:
 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zu-

sammenarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter und den Mitwirkungs-
gremien; gutes Durchsetzungs- und Organisationsvermö-
gen; hohe Belastbarkeit; gute Kenntnisse des brandenbur-
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Die Funktion als stellvertretender Schulleiter wird zur Fest-
stellung der Bewährung in der Funktion übertragen. Die Fest-
stellung der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine 
Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Höhergrup-
pierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen 
und sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen.

Schwerbehinderte Menschen nach Maßgabe des § 2 SGB IX 
werden bei gleicher Qualifikation und Eignung bevorzugt be-
rücksichtigt.

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. 

Schriftliche Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten 
Funktion innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung 
der Ausschreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport zu richten an das  

Staatliches Schulamt Neuruppin
Herr Menzel

Trenckmannstraße 15
16816 Neuruppin.

Hinweis zum Datenschutz
Die im Rahmen der Bewerbung mitgeteilten personenbezoge-
nen Daten werden auf der Grundlage des § 26 des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes verarbeitet.

Sofern Sie mit der Verarbeitung der Daten nicht einverstanden 
sind, oder die Einwilligung widerrufen, kann die Bewerbung in 
den jeweiligen Stellenbesetzungsverfahren nicht berücksichtigt 
werden.

der Wahrnehmung ihrer oder seiner Aufgaben, insbesondere 
beim Zusammenwirken mit Lehrkräften, Eltern sowie Schü-
lerinnen und Schülern mit dem Ziel der Sicherung und Ent-
wicklung der Qualität schulischer Arbeit, der Sicherung einer 
geordneten Unterrichts- und Erziehungsarbeit, der Gewährleis-
tung der Schulprofilbildung und des Prozesses der Erarbeitung, 
Umsetzung und Evaluierung eines Schulprogramms; Förde-
rung der Schule als eine sich entwickelnde Organisation auf 
der Grundlage eines pädagogischen Grundkonsenses und einer 
aufbauenden Schulkultur und der Zusammenarbeit mit anderen 
Einrichtungen und Behörden.

Voraussetzungen:
Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstu-
fe; Befähigung für die Laufbahn des Förderschullehrers oder 
Befähigung für die Laufbahn des Lehrers an Förderschulen; 
mehrjährige, mindestens drei Jahre umfassende Bewährung in 
der Unterrichtspraxis in der Primarstufe bzw. im gemeinsamen 
Unterricht in der Primarstufe.

Anforderungen:
Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammenarbeit, 
zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsarbeit sowie 
zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, der Schul-
aufsicht und den Mitwirkungsgremien; Durchsetzungs- und Or-
ganisationsvermögen; hohe Belastbarkeit; erwartet wird Enga-
gement, Eigenständigkeit sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit; 
fundierte Kenntnisse über das Schulrecht im Land Branden-
burg; umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisa-
tion des Schulbetriebes; gesicherte Kenntnisse der Rahmenbe-
dingungen und Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifikation 
auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht.

Weitere Hinweise:
Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftigten be-
setzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 14 BbgBesG 
bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet.
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